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Protokoll 
 

 

über die am 11. Juli 2017 von 18.00 Uhr bis 19.35 Uhr im Sitzungszimmer des Kommunal- 

zentrums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Mag. Stefan Seiwald abgehaltene 

 

 

13. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2016 – 2022) 

 

 

Anwesend: Hubert Almberger, Simon Aschaber, Christine Bernhofer, Hanspeter Ellme-

rer, Klaus Födermair, Christine Gschnaller, Susanne Hartrumpf, Andrea  

Hauser, Mag. Leopold Hofinger, Melanie Hutter, Heribert Mariacher, Johann 

Mayr, Claudia Pali, Andreas Schramböck, BA, Robert Steger, Peter Wallner, 

Robert Wurzenrainer, Dr. Georg Zimmermann 

 

Entschuldigt: Alois Foidl (Ersatz: Mag. Leopold Hofinger), Petra Sojer, MSc (Ersatz: Klaus 

Födermair), Mag. Maria Strele (Ersatz: Andreas Schramböck, BA) 

 

Unentschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

www.st.johann.tirol 
 

 

   

Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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Tagesordnung 

(nach Erweiterung und Reduktion) 

 

 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss von Energielieferverträgen mit der Ortswärme St. Johann in Tirol GmbH: Bozner-

straße 11b–11e 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts: Gst. 3101/1, 3101/4 und 6140/3  

(Wolfgang Froidl) 

2) Änderungen des Flächenwidmungsplans: 

a) Gst. 3101/1, 3101/4 und 6140/3 (Wolfgang Froidl) 

3) Erlassung von Bebauungsplänen:  

a) Gst. 16/9 (Neue Heimat Tirol) 

b) Gst. 236/4 (Leasing Unterland Gesellschaft m.b.H. Kommanditgesellschaft I/Huber 

Tirol GmbH) 

c) Gst. 2975/12 (Markus Hutter) 

 

2) Bildungs- und Familienausschuss 

1) Audit familienfreundliche Gemeinde: Festlegung eines Maßnahmenplans 

 

3) Sportausschuss 

1) Freigabe der Jahressubventionen für Vereine für das Jahr 2017 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
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Am Beginn der Sitzung sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

Der (ursprüngliche) Tagesordnungspunkt III.1.1.b) Änderungen des Flächenwidmungsplans:  

Gst. 6142/1 (Simon Meade) wird abgesetzt. Ein Widerspruch gemäß § 43 Abs. 3 lit. a TGO 2001 

unterbleibt. 

 

Hingegen soll dem neuen Verhandlungsgegenstand III.1.1) Änderung des örtlichen Raumord-

nungskonzepts: Gst. 3101/1, 3101/4 und 6140/3 (Wolfgang Froidl) die Dringlichkeit zuerkannt 

werden. Die ursprünglichen Tagesordnungspunkte III.1.1. und III.1.2. erhalten die Bezeichnung 

III.1.2. und III.1.3. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Dem Verhandlungsgegenstand III.1.1) Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts:  

Gst. 3101/1, 3101/4 und 6140/3 (Wolfgang Froidl) wird gemäß § 35 Abs. 3 TGO 2001 die Dring-

lichkeit zuerkannt. 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

Es liegen keine Berichte des Bürgermeisters vor. 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss von Energielieferverträgen mit der Ortswärme St. Johann in Tirol GmbH: Bozner-

straße 11b–11e 

 

Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Abschluss der Energielieferverträge mit der Ortswärme St. Johann in Tirol GmbH laut 

den Anlagen A und B dieses Gemeinderatsprotokolls wird genehmigt. 
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III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts: Gst. 3101/1, 3101/4 und 6140/3  

(Wolfgang Froidl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (18:1): 

 

Bei den Gst. 3101/1 (Teilbereich), 3101/4 und 6140/3 (Teilbereich) erfolgt nachstehende 

Änderung des örtlichen Raumordnungskonzepts der Marktgemeinde St. Johann in Tirol: 

 

 Ausweisung eines baulichen Entwicklungsbereichs für vorwiegende Son-

dernutzung mit der Indexziffer S 29, der Zeitzone Z 1 und der Baudichtestufe 

D 4 gemäß den Bestimmungen des örtlichen Raumordnungskonzepts der 

Marktgemeinde St. Johann in Tirol 

 Festlegung der Indexziffer S 29: Hofstelle mit gewerblicher Vermietung und 

Ausschank 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage C dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, wel-

che einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-

chen. 

 

2) Änderungen des Flächenwidmungsplans: 

a) Gst. 3101/1, 3101/4 und 6140/3 (Wolfgang Froidl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 
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Beschluss (18:1): 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 3101/1 (etwa 1.608 m²) von Freiland in Son-

derfläche Hofstelle mit Erhöhung der zulässigen Wohnnutzfläche (§ 44 Abs. 2 

TROG 2016 oder sonstige Sonderbestimmung, insbesondere § 44 Abs. 11 

iVm. § 43 Abs. 7 – standortgebunden), Festlegung des Zählers: 3, Festlegung 

der Erläuterung: Wohnnutzfläche insgesamt 605 m² mit gewerblicher Vermie-

tung (gewerbliche Wohnnutzfläche höchstens 405 m²) und Ausschank 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 3101/4 (etwa 3.414 m²) von Sonderfläche 

Hofstelle mit Erhöhung der zulässigen Wohnnutzfläche (§ 44 Abs. 2 TROG 

2016 oder sonstige Sonderbestimmung, insbesondere § 44 Abs. 11 iVm. § 43 

Abs. 7 – standortgebunden), Festlegung des Zählers: 1, Festlegung der Erläu-

terung: Hofstelle mit höchstens 380 m² Wohnnutzfläche in Sonderfläche Hof-

stelle mit Erhöhung der zulässigen Wohnnutzfläche (§ 44 Abs. 2 TROG 2016 

oder sonstige Sonderbestimmung, insbesondere § 44 Abs. 11 iVm. § 43 Abs. 

7 – standortgebunden), Festlegung des Zählers: 3, Festlegung der Erläute-

rung: Wohnnutzfläche insgesamt 605 m² mit gewerblicher Vermietung (ge-

werbliche Wohnnutzfläche höchstens 405 m²) und Ausschank 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 3101/4 (etwa 5 m²) von Sonderfläche Hof-

stelle mit Erhöhung der zulässigen Wohnnutzfläche (§ 44 Abs. 2 TROG 2016 

oder sonstige Sonderbestimmung, insbesondere § 44 Abs. 11 iVm. § 43 Abs. 

7 – standortgebunden), Festlegung des Zählers: 1, Festlegung der Erläute-

rung: Hofstelle mit höchstens 380 m² Wohnnutzfläche in Freiland 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 6140/3 (etwa 1.314 m²) von Freiland in Son-

derfläche Hofstelle mit Erhöhung der zulässigen Wohnnutzfläche (§ 44 Abs. 2 

TROG 2016 oder sonstige Sonderbestimmung, insbesondere § 44 Abs. 11 

iVm. § 43 Abs. 7 – standortgebunden), Festlegung des Zählers: 3, Festlegung 

der Erläuterung: Wohnnutzfläche insgesamt 605 m² mit gewerblicher Vermie-

tung (gewerbliche Wohnnutzfläche höchstens 405 m²) und Ausschank 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage D dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, wel-

che einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 
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Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-

chen. 

 

3) Erlassung von Bebauungsplänen:  

a) Gst. 16/9 (Neue Heimat Tirol) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 16/9 von Dr. Erich Ortner vom 21. Juni 

2017 („09/2017 ST Siedlg BA2“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 auf-

gelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 er-

folgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs. 1 

erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebau-

ungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

b) Gst. 236/4 (Leasing Unterland Gesellschaft m.b.H. Kommanditgesellschaft I/Huber 

Tirol GmbH) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (18:1): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 236/4 von Dr. Erich Ortner vom  

28. Juni 2017 („10/2017 Huber“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 auf-

gelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 er-

folgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs. 1 

erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebau-

ungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 
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c) Gst. 2975/12 (Markus Hutter) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (17:1): [Melanie Hutter abwesend] 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 2975/12 von Dr. Erich Ortner vom  

28. Juni 2017 („11/2017 Hutter“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 auf-

gelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 er-

folgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 Abs. 1 

erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Bebau-

ungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

2) Bildungs- und Familienausschuss 

1) Audit familienfreundliche Gemeinde: Festlegung eines Maßnahmenplans 

 

Die Vorsitzende des Bildungs- und Familienausschusses, Andrea Hauser, erläutert den 

Sachverhalt. 

 

Heribert Mariacher spricht die Frage der Finanzierung an: Im „Budget“ müsse entspre-

chend Vorsorge getroffen werden. Dr. Georg Zimmermann schließt sich dem an. Andrea 

Hauser stellt klar, dass nicht alle der genannten Maßnahmen zwingend umzusetzen 

seien. Der Bürgermeister erklärt, es gehe hier darum, ein klares „Statement“ abzugeben, 

was man tun wolle. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Im Rahmen des Audits familienfreundliche Gemeinde sollen folgende Maßnahmen umge-

setzt werden. 

 

Maßnahme betroffene Lebens-

phase(n) 

betroffene(s) Handlungs-

feld(er) 

Sanierung des Eislaufplat-

zes 

alle Freizeit, Kultur, Sport, Spiel 
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Coach für Sozialkompeten-

zen 

Schüler Betreuung 

Tag der Sportvereine, 

Stammtisch für Sportver-

eine 

Schüler, in Ausbildung Ste-

hende, nachelterliche 

Phase, Senioren 

Gesundheit 

Mobilität, Motorikweg für 

Senioren („Fitness- und 

Relaxtreff 55+“) 

Senioren Wohnen und Umwelt 

Informationen über Ist-

Stand der Gemeinde 

alle Kommunale Verwaltung 

und Politik 

Generationengarten (ge-

meinsames Gartenprojekt 

zwischen Schülern und Er-

wachsenen) 

Schüler Bildung 

Familiensportpass Schüler, in Ausbildung Ste-

hende 

Freizeit, Kultur, Sport, Spiel 

Einbringen von Ideen über 

die Gemeindehomepage 

alle Kommunale Verwaltung 

und Politik 

 

Zur Erlangung des UNICEF-Gütesiegels „Kinderfreundliche Gemeinde“ sollen folgende 

Maßnahmen umgesetzt werden: 

 

Maßnahme betroffene Lebens-

phase(n) 

betroffene(s) Handlungs-

feld(er) 

Oase Volksschule (Neuge-

staltung von Außenberei-

chen der Volksschule Neu-

bauweg) 

Schüler Gesundheit 

Eislaufhilfe Kindergarten Freizeit, Kultur, Sport, 

Spiel 

Wickeltische in öffentlichen 

Toiletten 

Kleinkinder bis drei Jahre Gesundheit 

 

Die erforderlichen Finanzmittel zur Realisierung dieser Maßnahmen sind freizugeben. 
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3) Sportausschuss 

1) Freigabe der Jahressubventionen für Vereine für das Jahr 2017 

 

Der Obmann des Sportausschusses, Robert Steger, berichtet. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Die sogenannten Sportvereine erhalten für das Jahr 2017 folgende Subventionen: 

 

Bezeichnung des Vereins Betrag in EUR 

SK St. Johann in Tirol 12.000,00 

Ski-Club St. Johann in Tirol 10.500,00 

Österreichischer Alpenverein, Sektion Wilder Kaiser 6.000,00 

Tischtennisverein (TTV) Raika St. Johann in Tirol 1.600,00 

TAE KWON-DO-Verein St. Johann in Tirol 2.750,00 

Wassersportverein St. Johann in Tirol 5.000,00 

EHC St. Johanner Eisbären 2.500,00 

St. Johanner Sportschützen 1.700,00 

Österreichischer Turnerbund – Turnverein St. Johann 1.900,00 

Radunion St. Johann in Tirol 3.000,00 

Badmintonclub Kitzbühel – St. Johann 1.400,00 

FIT-GYM, Verein für Sport und Freizeit St. Johann in Tirol 1.200,00 

Modellsportclub St. Johann 400,00 

Volleyballclub St. Johann 8.000,00 

Heeressportverein St. Johann in Tirol 700,00 

Karate-Union Shotokan Tirol 1.500,00 

Tennis Club Panorama St. Johann in Tirol 2.000,00 

Gesamtsumme 62.150,00 

HHSt. 269-757 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

„Glyphosat-freie Gemeinde.“ Es liegt ein Antrag der Gemeinderatspartei „Die Grünen St. Jo-

hann i.T. (GRÜNE)“ vor. Inhalt des Antrags ist, dass „bei der Pflege und Bewirtschaftung von Ge-

meindeflächen auf glyphosathaltige Pestizide“ verzichtet werden soll. 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage E angehängt. 
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Nach der Verlesung des Antrags durch den Bürgermeister berichtet der Amtsleiter, dass die Ge-

meinde bereits jetzt kein Glyphosat verwende. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Die Marktgemeinde St. Johann in Tirol verwendet kein Glyphosat. Sie kommuniziert diesen Um-

stand in geeigneter Weise. 

 

Lärmschutz/Protokolle. Der Amtsleiter berichtet über zwei Eingaben von Claudia Pali, welche 

er mit dieser im Vorfeld abschließend besprochen habe. Zum einen sei es um durch Verordnung 

der Gemeinde (Verordnung nach § 2 Landes-Polizeigesetz) festgelegte zeitliche Beschränkun-

gen zur Abwehr von störendem Lärm gegangen (12.00 Uhr bis 14.00 Uhr und 22.00 Uhr bis  

8.00 Uhr), zum anderen um die Bereitstellung von Gemeinderatssitzungsprotokollen und die Mo-

dalitäten der Aufnahme von Wortmeldungen in das Protokoll. 

 

Fahrradverordnung. Claudia Pali berichtet über gefährliche Begegnungen mit Radfahrern im 

Straßenverkehr und ruft die Fahrradverordnung in Erinnerung. Der Bürgermeister befürwortet 

eine entsprechende Information über die Gemeinde. Peter Wallner ergänzt, die meisten Radfah-

rer würden sich an die Vorschriften halten. 

 

„Löwengrube“. Robert Wurzenrainer erkundigt sich nach dem Stand bei der sogenannten „Lö-

wengrube“ (gemeint: die offene Baugrube im Bereich des ehemaligen Hotels „Goldener Löwe“). 

Der Bürgermeister antwortet, die notwendigen Verfahren würden abgewickelt. 

 

Kultur in St. Johann in Tirol. Die Obfrau des Kulturausschusses, Christine Gschnaller, berichtet 

mithilfe einer PDF-Datei, welche an die Wand des Sitzungszimmers projiziert wird, über die „Kul-

turszene“ in St. Johann in Tirol. Diese „Szene“ sei „sehr, sehr toll“. Generell seien die St. Johann-

er Vereine „sehr, sehr gut“ aufgestellt. 

 

Die PDF-Datei ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage F angehängt. 

 

Der Bürgermeister bedankt sich bei den Gemeinderäten für die bisher „konstruktive Zusammen-

arbeit“ im ersten Halbjahr 2017 und wünscht allseits einen „angenehmen“ Sommer. 

 

Dieses Protokoll enthält sechs Anlagen. 
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St. Johann in Tirol, 11. Juli 2017 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

Der Schriftführer:     Gemeinderäte: 






































































